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Der Chef der Staatskanzlei | Postfach 7122 | 24171 Kiel 

An den Minister 
Vorsitzenden des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Lars Harms, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 

nachrichtlich: 
Frau Präsidentin 
des Landesrechnungshofs 
Schleswig-Holstein 
Frau Dr. Gaby Schäfer 
Berliner Platz 2 
24103 Kiel 

über: 
Finanzministerium des Landes 
Schleswig-Holstein 
Düsternbrooker Weg 64 
24105 Kiel 

15.12.2024 

Betreff Beitritt zum Verwaltungsabkommen über die Zusammenarbeit bei der 
Digitalisierung im Bereich Planen und Bauen (VDiPB) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

das Kabinett hat in seiner Sitzung am 10.12.2024 den Beitritt zum Verwaltungsabkommen 
über die Zusammenarbeit bei der Digitalisierung im Bereich Planen und Bauen (VDiPB) 
beschlossen. 

Im Bereich der Bauleitplanung und Raumordnungspläne sind der Standard XPlanung und 
die Online-Bürgerbeteiligung bei Planwerkverfahren rechtlich verpflichtend. Schleswig- 
Holstein kommt diesen beiden Anforderungen aktuell durch die XPlanungsplattform bzw. 
BOB-SH nach. Aus vergaberechtlichen Gründen müssten beide Lösungen neu 
ausgeschrieben werden. 

Beide Verfahren können alternativ durch die von der Hamburger Behörde für 
Stadtentwicklung und Wohnen (BSW) entwickelte EfA-Lösung DiPlanung ersetzt werden. 
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Um diese Lösung mitnutzen zu können, muss Schleswig-Holstein dem Verwaltungs- 
abkommen VDiPB beitreten. 

Der Beitritt zu VDiPB und damit der Mitnutzung der Lösung DiPlanung verursacht bis zum 
Jahr 2029 Kosten i.H.v. 7,94 Mio. Euro. Dem stehen aus der Einsparung des Altsystems 
9,44 Mio. Euro gegenüber. Die Beitrittslösung erbringt demgemäß einen positiven 
Haushaltseffekt i.H.v. 1,502 Mio. Euro mit einem Kapitalwert von 1,27 Mio. Euro. Die 
Alternative zur Beitrittslösung wäre eine Neuausschreibung, da eine Weiternutzung der 
bisherigen Lösung nicht möglich ist. Die Anschaffung eines Neusystems verursacht bis 
zum Jahr 2029 Kosten i.H.v. 12,5 Mio. Euro. Diesen Belastungen stehen auch hier 
Einsparungen im Altsystem gegenüber, die bis 2029 allerdings mit 7,2 Mio. Euro um 2,24 
Mio. Euro geringer ausfallen als in der Beitrittlösung.1 Die Neuausschreibungslösung 
verursacht damit zusätzliche Kosten i.H.v. 5,3 Mio. Euro mit einem negativen Kapitalwert 
i.H.v. 5,02 Mio. Euro. In der Gesamtbetrachtung beider Alternativen ergibt der Beitritt zu 
VDiPB und damit die Mitnutzung der Lösung DiPlanung einen Haushaltsvorteil i.H.v. 6,8 
Mio. Euro (=1,502 Mio. Euro plus 5,3 Mio. Euro).Für beide Optionen wurden 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen durchgeführt. 

Die Maßnahme und daraus resultierende Ausgaben und Einsparungen aus der 
durchgeführten Wirtschaftlichkeitsbetrachtung sind im kooperativen IT-Budget im Kapitel 
1 402 im EP 14 in den entsprechenden Maßnahmen so eingeplant, dass die Mittel die 
prognostizierten Kosten decken. 

Ich bitte den Finanzausschuss um Kenntnisnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Dirk Schrödter 

Anlagen: Verwaltungsabkommen und Ergänzungsvereinbarung 

1 Die Einsparungen aus dem Wegfall der Altsysteme sind in beiden Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
unterschiedlich. Dies liegt darin begründet, dass mit der Einführung von DiPlanung die bestehende Lö- 
sung modulweise abgelöst werden kann. 



 
  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
  



  
 
 
  

4 . Ergänzungsvereinbarung zu dem Verwaltungsabkommen 

zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, 
vertreten durch die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 

dem Land Berlin, 
vertreten durch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen des 

Landes Berlin 

der Freien Hansestadt Bremen, 
vertreten durch die Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung 

und Wohnungsbau 

dem Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr sowie das 

Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 

dem Land Brandenburg, 
vertreten durch das Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung 

über die 
Zusammenarbeit bei der Digitalisierung im Bereich Planen und Bauen 

(VDiPB) in der Fassung vom 23.05.2023 

über den Beitritt 
des Landes Schleswig-Holstein, 

vertreten durch die Staatskanzlei Schleswig-Holstein 
zum VDiPB 

Mit dieser Vereinbarung wird die Begründung der Mitgliedschaft des Landes 
Schleswig-Holstein vertreten durch den Minister und Chef der Staatskanzlei zum 
Verwaltungsabkommen über die Zusammenarbeit bei der Digitalisierung im Bereich 
Planen und Bauen (VDiPB in der Fassung vom 23.05.2023) bestätigt. Das Land 
Schleswig-Holstein tritt hiermit in die sich aus dem VDiPB ergebenden Rechte und 
Pflichten ein. 
Diese Ergänzungsvereinbarung nimmt vollumfänglich Bezug auf das VDiPB in der 
Fassung vom 23.05.2023 (s. Anlage). Das vorbenannte Verwaltungsabkommen wird 
mit der Unterschrift der Vertretung des Landes Schleswig-Holstein ergänzt. Darüber 
hinaus gehende Ergänzungen nimmt diese Vereinbarung nicht vor. 
Die Mitglieder des Verwaltungsabkommens haben im Lenkungsausschuss am 
2 1.11.2023 dem Beitritt des Landes Schleswig-Holstein zugestimmt. 



  
 
 

Hamburg, den 

______________________________________________ 
für den Lenkungsausschuss des VDiPB 

David Zink 
(Vorsitzender des Lenkungsausschusses) 

Kiel, den 11.12.2024 

______________________________________________ 
für das Land Schleswig-Holstein 

Dirk Schrödter 

(Minister und Chef der Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein) 




